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Antwort auf den Offenen Brief der Bürgerinitiative Windkraftstammtisch 
in Kleinschirma und Kleinwaltersdorf

Sehr geehrte Vertreterinnen und Vertreter der Bürgerinitiative Windkraftstammtisch, 
sehr geehrte interessierte Leserinnen und Leser,

als kommunales Unternehmen haben sich die Leipziger Stadtwerke im 2. Halbjahr 2020 entschieden, in 
dieses Windkraftprojekt einzusteigen, um die Herausforderungen eines sich ändernden Energiemarktes 
aktiv zu managen und den politisch und gesamtgesellschaftlich gewollten Ausbau regenerativer Energie­
quellen auch in Sachsen voranzutreiben. Gegenwärtig befinden sich 2 von 4 Windenergieanlagen in der 
behördlichen Vorprüfung.

Ihren offenen Brief vom 26.03.2021 haben wir erhalten und uns mit den Aussagen darin auseinanderge­
setzt. Gern gehen wir auf Ihre aufgerufenen Punkte und die damit einhergehenden Fragestellungen ein. 
Vorweg sei noch einmal erklärt, dass ein Windenergieprojekt viele Jahre und manchmal sogar ein Jahr­
zehnt braucht, um realisiert zu werden. Wir stecken mitten im Prozess, in dem es noch viele Unwägbar­
keiten gibt. Verständlicherweise wünschen Sie sich, sofort Klarheit über alle Details zu erhalten. Da geht 
es Ihnen wie uns. Jedoch ist ein Windenergieprojekt auch für einen Vorhabenträger sehr kompliziert. Wir 
sind auf behördliche Einschätzungen angewiesen und wenn sich die Projektspezifika dadurch verdichten 
oder verändern, sind wir als Vorhabenträger im Anschluss in der Lage, der Öffentlichkeit valide Informa­
tionen zur Verfügung zu stellen. Im Projektgeschäft können sich auch mehrmals die Eigenschaften eines 
Vorhabens ändern.

Im offenen Brief wird erwähnt, wir würden den in unseren eigenen Flyern formulierten Prinzipien wie der 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger zuwiderhandeln. Zunächst möchten wir darauf aufmerksam ma­
chen, dass es mehrere Dimensionen der Beteiligung gibt. Beispielsweise die informative Öffentlichkeits­
und/oder die finanzielle Beteiligung. Für alle Arten sind zum geeigneten Zeitpunkt die individuell passen­
den Instrumente zu wählen. Um dies und die gewünschte Transparenz zu ermöglichen, müssen eine Reihe 
von Prämissen geklärt werden. Dafür gehen wir im ersten Schritt den Weg der Beteiligung der Träger
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öffentlicher Belange, um anschließend zielgerichtet und mit mehr Erkenntnissen in Richtung der Interes­
sengruppen vor Ort kommunizieren zu können. Sprich, wir wissen erst nach der (Fach-)Behördenbeteili- 
gung, was möglich ist, welche Herausforderungen es gibt und wo Grenzen gesetzt sind.

Eine finanzielle Beteiligung der Bürger und der beteiligten Gemeinden planen wir nach Errichtung der 
Windkraftanlagen in Form eines attraktiven Stromproduktes sowie einer kommunalen Beteiligung je ein­
gespeister Kilowattstunde Strom entsprechend des Erneuerbaren Energien Gesetzes. Des Weiteren par­
tizipiert die Gemeinde Oberschöna als Standortgemeinde von Gewerbesteuereinnahmen in erheblichem 
Maße. Die Größenordnungen der erwartbaren Erträge haben wir an die Gemeinde Oberschöna kommu­
niziert.

Zu Ihrem Einwand, dass zum Zeitpunkt der Antragstellung kein einziger Kleinschirmaer und Kleinwalters- 
dorfer Einwohner vom Vorhaben gewusst hätte, lässt sich sagen, dass es die Bürgerinitiative Windkraft­
stammtisch laut eigenen Angaben bereits seit 2012 gibt. Daher sind wir davon ausgegangen, dass es seit 
mindestens 9 Jahren eine Reihe von Einwohnern gibt, die um die Eignung der Vorhabenfläche wissen. Die 
Auffassungen der Bürgerinitiative sind ja hierzu auch mehrfach öffentlich kommuniziert worden. Der in 
der Bundesrepublik übliche Weg in einem Genehmigungsverfahren ist aus unserer Perspektive sachge­
recht und praxiserprobt. So wird bei den zuständigen Behörden ein entsprechender Antrag gestellt und 
dann im weiteren Verfahren die Träger öffentlicher Belange informiert und angehört. Insofern erscheint 
uns Ihr Wunsch nach vorheriger Information zwar nachvollziehbar aber eher unüblich. Selbstverständlich 
haben wir vor der Einreichung der Bauvoranfrage den Bürgermeister darüber in Kenntnis gesetzt und ihn 
auch über die seit Anfang diesen Jahres gesetzlich geregelten höheren zu erwartenden kommunalen Ein­
nahmen durch einen Windpark informiert.

Für das Projekt wurden beispielsweise auch umfassende unabhängige Untersuchungen im Bereich Arten- 
und Naturschutz durchgeführt. Mit den darin enthaltenen Informationen müssen wir aus verschiedenen 
Gründen sorgsam umgehen. Wir können z.B. nicht zulassen, dass durch eine Offenlegung der Ergebnisse 
ein Nachstellen von geschützten Arten und deren Störung durch Laien ermöglicht wird. Für die Überprü­
fung gibt es ausgebildete Ornithologen.

Dass der geplante Standort in einem sensiblen Naturgebiet mit geschützten Tierarten liegt, entspricht 
nach unserer Information nicht den Tatsachen. Die einzelnen Anlagenstandorte sind auf landwirtschaft­
lich genutzter Ackerfläche geplant. Selbstverständlich fand im Falle des Projektes Kleinschirma wie bei 
allen anderen Projekten auch eine Prüfung statt, die eine Beplanung innerhalb nicht zulässiger Gebietska­
tegorien ausschließt. Nicht gestattet ist das Errichten von Windenergieanlagen beispielsweise in Natur­
parks, Nationalparks, Flora-Fauna-Habitaten, Landschaftsschutzgebieten, Vogelschutzgebieten und Na­
turschutzgebieten. Das liegt hier alles nicht vor. Eine der Windenergieanlagen in Kleinschirma ist relativ 
nah an einem Flächennaturdenkmal geplant. Ob diese Anlage dennoch zulässig ist und ob es für einen 
Betrieb Auflagen geben muss, wird behördenseitig im Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmis­
sionsschutzgesetz herausgearbeitet.

Es gibt 1241 Einwendungen von Bürgern gegen das Projekt. Diese nehmen wir ernst und setzen uns mit 
diesen auseinander. Die geplanten Anlagen, die dem modernsten Stand der Technik entsprechen, sind, 
um besonders effizient zu sein, auch höher als die Anlagen, die Sie in Ihrer Umgebung kennen. Daher sind 
die Willensbekundungen und Einwendungen nachvollziehbar. Wir gehen davon aus, dass nach der Errich­
tung von Windenergieanlagen ein Gewöhnungseffekt bei den Anwohnern an das sich veränderte Kultur­
landschaftsbild einsetzt und die Akzeptanzwerte steigen werden.
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Die Leipziger Stadtwerke sind dem zum Ausdruck gebrachten gesteigerten Informationsbedürfnis der An­
wohner nachgekommen. Wir haben dabei festgestellt, dass bisher viele falsche Annahmen verbreitet wur­
den. Die Informationen zur Technik, zu Einnahmen, die auf Basis geltender Gesetze den Kommunen zu­
fließen können, und zum Angebot der Leipziger Stadtwerke, den Anrainern des Windparks einen vergüns­
tigten Ökostromtarif zu offerieren, sind keineswegs dazu gedacht, eine kommunale Entscheidung zu be­
einflussen. Wenn es konkrete Belange gegen die geplanten Windenergieanlagen gibt, so kann und soll die 
Gemeinde dies in diesem Beteiligungsschritt einbringen.

Ihrer Darstellung, es hätte massive Bürgerproteste an unserem Infostand gegeben, möchten wir wider­
sprechen. Neben unserem Informationsstand gab es eine Demonstration von Gegnern der Windenergie. 
Das ist absolut legitim. Jeder hat das Recht auf seine Meinung und ist aufgefordert, sachlich Argumente 
vorzubringen. Dies erfolgte und alles lief sehr zivilisiert ab. Unsere Mitarbeiter und Projektpartner konn­
ten einen positiven Eindruck von den Menschen in Kleinschirma gewinnen. Wir hatten die Gelegenheit, 
in vielen Gesprächen bestehende Vorbehalte und Ängste zu erfahren, aber auch vorgetragene Fehldeu­
tungen und Falschinformationen zu korrigieren. Es war dabei nicht zu erwarten, dass man immeraufeinen 
gemeinsamen Nenner kommt. Das ist völlig in Ordnung. Und es waren auch Befürworter der Windenergie 
zugegen, was nicht verschwiegen werden soll.

Dass die beantragende Betriebsgesellschaft selbst im eigenen Namen keine Information an die Einwohner 
vermittelt, liegt daran, dass die angesprochene Gesellschaft ein Tochterunternehmen der Stadtwerke ist. 
Daher übernehmen die Leipziger Stadtwerke selbst die Öffentlichkeitsarbeit.

Sie vermissen Angaben zum Anlagentyp in unserem Flyer. Im Flugblatt sind "von bis"-Angaben enthalten. 
Die konkrete Aufschlüsselung lautet wie folgt: Zwei 5,5 Megawatt(MW)-Anlagen mit 160 m Rotordurch­
messer und 166,6 m Nabenhöhe und damit einer Gesamthöhe von 246,6 m, zudem zwei 4,2-MW-Anlagen 
mit 138 m Rotordurchmesser, einer Nabenhöhe von 149 m und einer Gesamthöhe von 218 m. Gegenwär­
tig lassen wir die letztgenannten kleineren WEA mit einem höheren Abstand zur Wohnbebauung behörd­
lich auf die grundsätzliche Zulässigkeit überprüfen. Langfristig bemühen wir uns jedoch um die Zulässig­
keit von vier Windenergieanlagen.

Unser Änderungsantrag von 4 auf 2 Windenergieanlagen sei eine „geschickte" Vorgehensweise, um die 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu umgehen und sie fragen, ob mit weiteren Anträgen zu rechnen sei. 
Dazu ist folgendes zu berücksichtigen: Sollte es zu einem Antragsverfahren nach BImSchG kommen, ist 
nicht zu vernachlässigen, dass die Untere Naturschutzbehörde unabhängig vom Verfahrenstyp immer (un­
abhängig von der UVP-Pflicht) die Belange des Arten- und Naturschutzes prüft. Sobald mehr als 2 Wind­
energieanlagen in einem räumlichen Zusammenhang beantragt werden (auch für den Fall gesplitteter 
Anträge), wird behördenseitig standardisiert die Notwendigkeit einer UVP-Pflicht geprüft. Das Ergebnis 
werden wir selbstverständlich akzeptieren.

Ihrem Einwurf, dass die Halbierung der antragsgegenständlichen Anlagenanzahl dazu führe, dass Ober­
schöna und Freiberg nun mit falschen Angaben kalkulieren, lässt sich entgegnen, dass sicherlich keine 
Kommune Einnahmen aus der Windenergie in die Haushaltsplanung aufnehmen wird, bevor nicht die 
Baugenehmigung erteilt ist und ein Inbetriebnahmedatum feststeht.

Es stört sie, dass wir die genauen Standorte nicht nennen. Dazu muss gesagt werden, dass es vor der 
behördlichen Erstprüfung zu früh ist, über Standortkoordinaten zu spekulieren und daher wird diese In­
formation gegenwärtig nicht veröffentlicht.
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Sie verweisen auf die Landesregierung und deren lOOOm-Regelung im sächsischen Koalitionsvertrag. 
Diese sollte Planungssicherheit geben. Planungssicherheit und einen Ausblick darauf, wie in Sachsen die 
Energiewende gelingen kann, sollte laut Koalitionsvertrag auch ein neues Energie- und Klimaprogramm 
schaffen. Der Hauptteil des Zubaus erneuerbarer Stromerzeugung soll durch Windenergie gewonnen wer­
den. Auch darauf warten die Vorhabenträger bisweilen vergebens.

Wir möchten Sie auch darauf hinweisen, dass Sie als Bürgerinitiative mit Flugblättern Angaben zu Abstän­
den zur Wohnbebauung und Visualisierungsgraphiken machen, die nicht den realen Tatsachen entspre­
chen. Da die Bürgerinitiative von den genauen Standorten keine genaue Kenntnis hat, handelt es sich 
tatsächlich um Schätzwerte, die im Infoblatt der Bürgerinitiative angegeben sind. Unglücklicherweise sind 
die Schätzungen nicht als eben dies gekennzeichnet und teils deutlich falsch. Korrekt ist: Der geringste 
Abstand zur Wohnbebauung in der gegenwärtigen Anlagenkonstellation bei der 4-Anlagen-Planung be­
trägt 730 m und bei der 2-WEA-Planung 776 m. Diese Abstände sind bei Einhalten aller Immissions-Grenz­
werte, zum Beispiel für Schall nach der TA-Lärm, nach gültiger Rechtsprechung zulässig. Und diese Immis­
siongrenzwerte werden von den geplanten Anlagen immer eingehalten und den Großteil der Zeit für die 
Wohnhäuser sogar deutlich unterschreiten.

Wir würden mit dem Antrag eine „unklare" Rechtslage ausnutzen, führen Sie weiter aus. Das Planungs­
recht ist sehr komplex. Wir berufen uns-auf die anzuwendende eindeutige Rechtslage, die gemäß § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB eine Privilegierung der Windenergie im Außenbereich vorsieht, insofern keine zwin­
genden Belange entgegenstehen. Diese Regelung gilt am Standort gegenwärtig.

Sie vermuten, dass avifaunistische Gutachten über 3 Jahre hinweg durchgeführt werden müssten. Wir 
haben uns bewusst an einem Projekt beteiligt, in dem mehrjährige Untersuchungen durchgeführt wur­
den, die aussagekräftiger sind als eine einjährige Stichprobe. Sollte die genehmigende Behörde in einem 
Bauantragsverfahren nach BImSchG, in dem wir uns wie erwähnt noch nicht befinden, begründet zu dem 
Schluss kommen, dass weiter andauernde avifaunistische Gutachten notwendig sind, dann wird dem ge­
folgt. Wir sind daran interessiert, die Kategorien Artenschutz und Anwohnerschutz klar zu trennen. Ein 
etwaiger Eingriff in den Naturhaushalt wird in jedem Falle bilanziert und von uns als Vorhabenträger aus­
geglichen.

Unser Anliegen ist es, mittels klimaneutraler Energieerzeugungstechnologien mit einer minimalen Flä­
chenverbrauchsquote an einem windreichen Standort die gesellschaftlichen Ziele hinsichtlich Klima- und 
damit auch Naturschutz, Versorgungssicherheit und bezahlbaren Strom umzusetzen.

Das bedeutet, dass wir als Leipziger Stadtwerke im Interesse der Allgemeinheit das Projekt weiter verfol­
gen werden, auch weiterhin offen für Ihre konstruktiven Vorschläge sind, die Fragen der Allgemeinheit 
und von Einzelpersonen dankbar aufnehmen und alles, so gut es geht, beantworten werden.
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